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Kriminalität Auf einem entlege-
nen Anwesen in Australien sind
sechsMenschen getötetworden,
darunter zwei junge Polizisten.
Die beiden Beamten seienwegen
eines Vermisstenfalls zu einem
Grundstück in Queensland ge-
fahren, teilten die Behördenmit.
Dort seien die Polizisten «kalt-
blütig hingerichtet worden». Im
Anschluss stürmte ein Spezial-
kommando die Farm.Medien zu-
folge handelte es sich bei einem
derTäter um einenAnhängervon
Verschwörungsmythen. (afp)

Sechs Todesopfer
bei Polizeieinsatz

Andreas Jäger

Mehr Energie zu liefern, als hin-
eingepumpt wird: Das sollte ei-
gentlich das Minimalziel jedes
Kraftwerks sein. Bei der Kernfu-
sion, bei der es um nichts Gerin-
geres geht, als das Brennen der
Sonne im Miniaturformat nach-
zubauen, verhält sich das aller-
dings etwas anders. Sowohl staat-
lichenGrossforschungsprojekten
als auch privatwirtschaftlichen
Unternehmen ist es trotz man-
cher Fortschritte über Jahrzehn-
te nicht gelungen, einen Netto-
energiegewinn zudemonstrieren.
Stattdessen plagen Kostenexplo-
sionen und Verzögerungen viele
Projekte. Bisherige Rekorderträ-
ge liegen bei etwa 70 Prozent der
hineingesteckten Energie. Doch
nun scheinen US-Forschende ei-
nenDurchbruch erzielt zu haben.

Die Arbeit von Wissenschaft-
lern der National Ignition Facili-
ty (NIF), einer amLawrence Liver-
moreNational Laboratory (LLNL)
in Kalifornien angesiedelten Ein-
richtung, könnte tatsächlich einen
Meilenstein auf dem Weg Rich-
tung nutzbarer Fusionsenergie
darstellen. Den Plasmaphysikern
ist es offenbar erstmals gelungen,
einen Energieüberschuss bei ei-
nem Kernfusionsexperiment zu
erreichen, wie US-Energieminis-
terin Jennifer Granholm gestern
mitteilte. Für kurze Zeit ver-
schmolzen Wasserstoffkerne zu
Heliumkernen und gaben dabei
Energie in Form von schnellen
Neutronen ab – und zwar mehr
Energie, als zumAuslösen derRe-
aktion aufgewendet wurde.

«Tolle Ergebnisse»
Dievon denWissenschaftlern ge-
wählteMethode zurZündung der
Kernfusion bezeichnet man als
Trägheitsfusion.BeimNIF laufen
192 Hochleistungslaser, die zu
den stärksten der Welt gehören,
in einer zehn Meter durchmes-
senden Kammer zusammen, in
deren Mitte sich ein goldener
Behälter mit Öffnungen an bei-
den Enden befindet. Darin wie-
derum ist eine millimeterkleine,
mit einem Gemisch der Wasser-
stoff-IsotopeDeuteriumundTri-
tium gefüllte Kapsel enthalten.
Die Laser treffen dieWasserstoff-
Isotope nicht direkt, sondern
prallen erst gegen die Wand des
Hohlraums, die dann homogene
Röntgenstrahlung ins Innere
abgibt. Diese Strahlung erhitzt
die Kapsel, woraufhin das
Brennmaterial implodiert und die
zurFusionszündungnötigeDich-
te und Temperatur erreicht.

«Das sind tolle Ergebnisse», sagt
Sibylle Günter, diewissenschaft-
liche Direktorin desMax-Planck-
Instituts fürPlasmaphysik inGar-
ching. Nicht einberechnet bei
demvermeintlichenEnergieüber-
schuss sei jedoch die Effizienz der
Laser.DerNuklearenergie-Exper-
te Tony Roulstone von der Uni-
versität Cambridge formuliert das
noch drastischer: Zwar sollen bei
hineingesteckten 1,8 Megajoule
2,5 Megajoule herausgekommen
sein – allerdings werde ver-
schwiegen, dass die Laser zu-
nächst 500 Megajoule verbraucht
hätten, um auf die nötige Inten-
sität zu kommen. Daher betrage
die Energiebilanz inWahrheit nur
0,5 Prozent. Und nicht, wie vom
NIFberechnet,mehr als 100 Pro-
zent der investierten Energie.

Auchwenndie Energieausbeu-
te deshalb weiter erhöht werden
muss, lassen die Ergebnisse des
NIFviele Forschergruppenweiter
von der Fusionsenergie träumen.
Das liegt daran, dass in einemFu-
sionsreaktor gemessen ambenö-
tigten Brennstoff gigantische
Energiemengen freigesetzt wer-
den, die man zur Stromproduk
tion nutzen könnte. So liessen
sich mit nur einem Gramm der
Deuterium-Tritium-Mischung
etwa 100 Megawattstunden (oder

360’000 Megajoule) Energie er-
zeugen, das entspricht dem
Brennwert von mehr als zwölf
Tonnen Kohle. Die Technologie
wäre zudem umweltfreundlich,
da beimVerschmelzen derAtom-
kerne keine klimaschädlichen
Abgase entstehen, und sie ist im
Vergleich zurKernspaltung sicher,
weil Kettenreaktionen ausge-
schlossen sind und praktisch kein
strahlender Abfall zurückbleibt.

Extreme Bedingungen
Was es Physikerinnen und Inge-
nieuren so schwer macht, einen
wirtschaftlichen Fusionsreaktor
zu bauen, sind die extremen Be-
dingungenhinsichtlichDruckund
Temperatur, die man zum Zün-
den der Fusionsreaktion braucht.
Prinzipiell gibt es zwei Möglich-
keiten,wiemanWasserstoffkerne
dazu zwingen kann, ihre gegen-
seitige Abstossung zu überwin-
den und zu einemHeliumkern zu
verschmelzen,wobei Energie frei
wird – sowie im Kern der Sonne:
entweder enormer Druck oder
enormeTemperatur.Bei derTräg-
heitsfusion am NIF ist durch die
Implosionvor allemderDruck auf
den Brennstoff extrem.

Die Magneteinschlusstechnik
hingegen,mit der etwa der inter-
nationaleTestreaktor Iter in Süd-

frankreich arbeitet, soll stattdes-
sen mit extremer Temperatur
funktionieren: Statt auf 15 Mil
lionen Grad Celsiuswie im Inne-
ren der Sonne wird das Gas auf
rund 150 Millionen Grad aufge-
heizt. Es ist dann ein Plasma, eine
heisse Suppe aus Elektronen, po-
sitiv geladenen Atomkernen und
neutralen Teilchen.

Da jedoch kein Gefäss solcher
Hitze standhält, hält man die ge-
ladenen Teilchen des Plasmas
durch einenMagneteinschluss im
Zaum.Zukünftige Kraftwerkemit
diesem Ansatz würden so funk
tionieren, dass die bei der Kern-
fusion freigesetzten Neutronen
denMagneteinschluss verlassen,
ihre Energie als Wärme an Was-
ser abgeben und dadurch entste-
hender Wasserdampf eine Tur
bine antreibt. Noch liegt so ein
Kraftwerk allerdings in weiter
Ferne,viele Fragen zurKonstruk-
tion sind noch offen.

«Zu ineffizient»
Auch ein auf Laserfusion basie-
rendes Kraftwerk ist nicht in
Sicht, selbst wenn der von den
NIF-Physikernvorgestellte Über-
schuss einerPrüfung durch Fach-
kollegen standhalten sollte. Das
liegt daran,dass derLaserbislang
nur einmal am Tag feuern kann,

dazwischenmuss die riesige An-
lage abkühlen. Damit ein laser
basierter Fusionsreaktor jedoch
kommerziell nutzbar ist, müsste
einerseits die Anlage mehrfach
pro Sekunde Laserpulse liefern
können und andererseits das
Deuterium-Tritium-Gemisch im
Hohlraum nach jedem Schuss
ausgetauscht werden. Zwar wird
an solchen Konzepten geforscht,
unter anderem durch Start-ups
wie dasMünchnerUnternehmen
Marvel Fusion,vorerst aber dient
die Trägheitsfusion eher der De-
monstration des Nettoenergie
gewinns als der Anwendung.

Was innerhalb derLaserfusion
ausserdem im Speziellen gegen
die als «Indirect Drive» bezeich-
nete Technik des NIF spricht, ist
die Effizienz: DerHohlraumwird
indirekt bestrahlt, das sei zu in-
effizient, erklärt Sibylle Günter.
Weitere Probleme sieht die Plas-
maphysikerin zudem in der Her-
stellung des seltenen Tritiums
sowie in der Wärmeabfuhr. Im
Gegensatz zu Iter,woTritium in-
nerhalb der Wand der Magnet-
kammer erbrütetwerden und die
erzeugte Wärmeenergie abge-
führt werden soll, habe sich
hierum die Laserfusions-Com-
munitybisher«noch garnicht ge-
kümmert».

DemNettoenergiegewinn etwas näher
Physik Zum ersten Mal ist Wissenschaftlern eine Kernfusion gelungen,
bei der mehr Energie gewonnen als verbraucht wurde. Die Hintergründe zum Experiment.

Stephan B. (30) hat in der Haft-
anstalt Burg in Sachsen-Anhalt
zeitweise zwei Justizbeamte als
Geiseln genommen. B. habe die
Beamten am Montagabend be-
droht, mit dem Ziel, zu entkom-
men, erklärte Landesjustizminis-
terin FranziskaWeidinger (CDU)
gestern. Er sei aber von anderen
Justizbeamten noch im Innenbe-
reich derHaftanstalt überwältigt
worden. Es habe «zu keinem
Zeitpunkt eine Gefahr für dieAll-
gemeinheit» bestanden.

Der rechtsextreme Stephan B.
hatte am 9. Oktober 2019 ver-
sucht, die Synagoge in Halle zu
stürmen und die versammelten
Gemeindemitglieder zu erschies-
sen. Der Anschlag scheiterte an
der gesicherten Synagogentür
und an Ladehemmungen der
selbst gebauten Waffen. Im An-
schluss erschoss er zwei Men-
schen in der Stadt. Vor zwei Jah-
renwurde B. zu lebenslangerHaft
mit anschliessender Sicherungs-
verwahrung verurteilt. (afp)

Ausbruchsversuch gescheitert
Justiz Der Attentäter von Halle nahm im Gefängnis Geiseln.

Blick auf die Mauern der
Haftanstalt Burg. Foto: Keystone

Carmen Geiss (57), Reality-Dar-
stellerin mit ziemlich viel Geld,
trägt nur Kleidung von Tieren,
die man auch essen kann. Mit
diesemArgument verteidigte sie
sich für das Tragen eines Fell-
mantels bei Dreharbeiten für die
Doku-Soap «Die Geissens – Eine
schrecklich glamouröse Familie»
in London. Ein Foto davon war
auf Instagram harsch kommen-
tiertworden. «Es ist Kaninchen»,
erklärte sie nun. «Es ist keinOze-
lot, kein Zobel.» Der Mantel sei
schon zehn oder zwölf Jahre alt.
«Darum schmeisse ich den auch
nicht einfach weg.» (red)

Die Beliebtheit von Prinz Harry
und Herzogin Meghan ist in
Grossbritannien weiter gesun-
ken. Wie das Meinungsfor-
schungsinstitut Yougov gestern
mitteilte, sieht nurnoch ein Drit-
tel der Menschen den jüngeren
Sohn von König Charles III. po-
sitiv. Hingegen denken 59 Pro-
zent negativ über ihn. Damit sei
das Nettoergebnis um 13 Zähler
auf minus 26 gesunken. Noch
schlechter ist das Ansehen sei-
ner Ehefrau Meghan: Ein Viertel
der Briten sieht sie positiv, hin-
gegen haben fast zwei Drittel
(64 Prozent) ein schlechtes Bild
von der früheren Schauspielerin
– macht unterm Strich minus
39 Punkte. EinzigPrinzAndrew,

Charles’Bruder, ist nochweniger
beliebt.Die Umfragewurde am7.
und am8. Dezembererstellt, also
rundumdieVeröffentlichungder
erstendrei Folgenvon«Harryand
Meghan». Morgen erscheint der
zweite Teil der Dokumentation.
Ein Trailer deutet an, dass das
Paar darin Vorwürfe gegen den
Palast und die britischenMedien
erhebt. (sda)

Foto: AFP

Foto: Keystone

Scheinwerfer

Ein Techniker am Lawrence Livermore National Laboratory in Kalifornien bei der Arbeit. Archivfoto: Damien Jemison (AP)

Betrug ImWallis ist nach 175 Pa-
ketbetrügereien und Versuchen
eine mutmassliche Täterin fest-
genommen worden. Die 54-jäh-
rige Russin soll laut Polizei in
Onlineshops Pakete auf Rech-
nung an die Adresse ihrer Opfer
bestellt und dort vor den Häu-
sern undWohnungen gestohlen
haben.Die Deliktsumme beträgt
rund 35’000 Franken. Die Frau
soll die Betrügereien und Be-
trugsversuche zwischen Juni
2021 und April 2022 begangen
haben. (sda)

Dreiste Frau stahl
Dutzende Pakete
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Sonntags reden
wir nicht mehr über
Tore, sondern über
den VAR.
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«Langfristig gehen wir davon
aus, dass ein Drittel der Solar-
leistung in der Schweiz auf
Mehrfamilienhäusern installiert
werdenwird», sagt der Sprecher
der Industriellen Werke Basel
(IWB), RetoMüller. Basel verfüge
im schweizerischen Vergleich
über überdurchschnittlich viele
Mehrfamilienhäuser. Er spricht
deshalb von einem grossen
Potenzial für den Stadtkanton.
Bis es so weit ist, wird es aber
noch dauern. Die Zahl der Zu-
sammenschlüsse zum Eigen-
verbrauch (ZEV) ist in Basel mit
rund 200 gering. Bei 23’500 Ge-
bäuden (inklusive Landgemein-
den) liegt ihr Anteil bei lediglich
einem Prozent.

Dies erstaunt, da es für Foto-
voltaikanlagen keine Bewilli-
gungspflicht braucht. Es reicht
eine Meldepflicht. «Somit sind
die Hürden gering», sagt Müller.
IndividuelleAbklärungenmit ei-
ner Baubewilligung seien ledig-
lich bei Gebäuden erforderlich,
die denkmalgeschützt seien.

Knauserige IWB
Ein Grund dafür, dass der Bau
des grössten, dezentralen Kraft-
werks der Stadt Basel nicht in die
Gänge kommt, liegt beim Geld.
«Die IWB könnten für den Solar-
strom etwas mehr als andere
Energieversorger zahlen», findet
Konrad Moser, der an der Fro-
benstrasse ein Mehrfamilien-
haus besitzt.

Zusätzlich zu den Kosten für
den Erwerb und die Installation
einer Solaranlage fordern Ener-
gieversorgerwie die IWB für ihre
weiteren Dienstleistungen aber
Geld. Diese bringen die Kosten-
Nutzen-Rechnung aber durch-
einander.

Im Fall von Moser belaufen sich
die einmaligen ZEV-Kosten auf
3015.60 Franken. Ein Drittel
davonverschlingt eineMachbar-
keitsprüfung. 1500 Frankenwer-
den für die Grundinstallation der
Mess- und Kommunikations-
infrastruktur fällig. Für die Inbe-
triebnahme der Zähler kommen
300 Franken hinzu. Wartungs-
kosten der Produktionsanlage
schlagen ebenfalls zu Buche.Der
Betrieb derAnlage liegt nämlich
in der alleinigen Verantwortung
des Kunden.

Teure Dienstleistungen
Moser, der nicht nur ökono-
mischeAspekte gelten lässt, son-
dern auch ökologische fürwich-
tig erachtet, hält insbesondere
die von den IWB verlangten
wiederkehrenden Leistungen für
ZEV-Teilnehmer für ein Problem.
So werden pro Zähler, also pro
Mieter, monatlich acht Franken
zusätzlich verlangt. Die IWB
begründen diesen Betrag mit
diversen Dienstleistungen.Dazu
zählen sie die Bereitstellung von
Zähler, Gateway und Kommuni-
kationsmodul,dieDatenerfassung
und -fernauslesung sowie die
Verarbeitung und Bilanzierung
der Messdaten.

Hinzu kommt die individuelle
Abrechnung für jeden ZEV-Teil-
nehmer sowie neben anderen
Dienstleistungennamentlich auch
die Bewirtschaftung und derUn-
terhalt derMessstelle.Anstatt der
acht Franken imMonat ist es ge-
mässMüller jedoch auchmöglich,
eine Abrechnung zu verlangen,
die sich nach den verbrauchten
Kilowattstunden richtet und so-
mit das individuelleVerbraucher-
verhalten berücksichtigt. Dies sei
vor allem für Mieterinnen und
Mieter mit kleinem Verbrauch
attraktiv. Das alles reicht Moser

aber nicht.Als Beispiel fügt er die
Bernischen Kraftwerke an. Dort
würden ab nächstem Jahr pro Ki-
lowattstunde 30 Rappen bezahlt.
«Das ist mehr als doppelt so
viel wie in Basel (14 Rappen
pro kWh)», sagt er.

Für dieMieterinnen undMie-
ter an der Frobenstrasse kommt
deshalb der Zusammenschluss
zumEigenverbrauch nicht infra-
ge. Sie sehen von einer Nutzung
von Strom über die Solaranlage
auf demDach ab. «Nach Recher-
chen der komplizierten und
sehr komplexen Auslegung der
Rechtslage, bezüglich der Nut-
zungsvielfalt von Solarstrom,
habenwir uns entschieden, noch
abzuwarten», beschieden sie
Liegenschaftsbesitzer Moser.

Auch Vorteile
Müller kann die Bedenken nur
bedingt teilen. Er findet nämlich,
dassMieterinnen undMieter, die
sich an einem ZEV beteiligen,
durchaus profitieren. So könnten
sie je nach Marktsituation ihren
produzierten Strom zu einem
selbst festgelegten und attrakti-
ven Preis direkt an die eigene
Mieterschaft verkaufen, sagt er.
«Dieser kann auch über der Ein-
speisevergütung liegen», betont
er. DieMieterschaft zahlewiede-
rum für den so bezogenen Strom
keine Netzgebühr und keine
Abgaben und profitiere dadurch
ebenfalls. Je nach Grösse des ZEV
beschaffe dieser seinen benötig-
ten Reststrom künftig am freien
Markt. Er sei aber nicht dazu
gezwungen. Je nachMarktsitua-
tion seien die Konditionen am
Markt oder in der Grundversor-
gung attraktiver.

Allerdings können sie auch
das Gegenteil sein, wie gerade
die aktuellen Preisverwerfungen
am Markt zeigen.

Basels steinigerWeg zu
einem riesigen Kraftwerk
Auf eigene Gefahr Über 23’500 Kraftwerke wären in Basel-Stadt denkbar. Von der
Möglichkeit, Strom selber zu produzieren, machen aber nur die wenigsten Gebrauch.

IWB-CEO Claus Schmidt kommt mit seinen Plänen, Basels Dächer mit Fotovoltaikanlagen auszurüsten, noch nicht richtig auf Touren. Foto: IWB
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Das Basler Schulwesen ächzt un-
ter einem hierzulande gängigen
Problem: Lehrermangel.Dass der
Unterricht in den vergangenen
Jahren immer stattfinden konn-
te, hat mit dem Einsatz der
Lehrerinnen und Lehrer zu tun.
Sie habenÜberstunden geleistet,
und das nicht zu knapp. Das so-
genannte Lektionenguthaben ist
bei mittlerweile insgesamt rund
54Millionen Franken angekom-
men. So viel müsste der Kanton
Basel-Stadt bezahlen, wenn er
aufs Mal alle Lehrerinnen und
Lehrer ausbezahlen müsste.

Damit dieser Schuldenberg
nicht weiter wächst, will das Er-
ziehungsdepartement (ED) nun
den Schulleitungen mehr Kom-
petenzen geben. Es will die Ver-
ordnung derPflichtlektionenzahl
ändern. Neu sollen die Schullei-
tungen die Lehrer «vorüberge-
hend» dazuverpflichten können,
Pensen zu übernehmen,die «den
vertraglich festgelegten Beschäf-
tigungsgrad ummaximal 20 Pro-
zent über- oder unterschreiten».

Dieser Passus hat es in sich –
zumindest auf dem Papier. Ge-
genüberdemBaslerOnlineportal
«Bajour» machte eine Lehrerin
und junge Mutter ihrem Ärger
Luft. Sie fürchtet, die Schulleitun-
gen könnten sie nun zwingen,
einen Tag mehr pro Woche zu
arbeiten. So liessen sich für sie
Familie undBeruf nicht vereinen.
Bei den langen Wartezeiten für
die Kitas sei es oft nicht möglich,
fristgerecht eine Kinderbetreu-
ung zu organisieren, wenn man
plötzlich mehr arbeiten müsse.

Sorge um die Gesundheit
der Lehrer
Unterstützung hat die Lehrerin
vonderFreiwilligen Schulsynode
(FSS) sowie demBeamtenverband
VPOD.FSS-Präsident Jean-Michel
Héritier stört, dass die Schullei-
tungen die Entscheide ohne ein-
vernehmlicheAbsprachemit den
Angestellten treffen können. «Be-
reits heute ist es so, dass die
Schulleitungen einen Spielraum
haben von plus oder minus zwei
Lektionen. Aber wenn der Spiel-
raum zwanzig Prozent ist, wird
das kaum dem Wohl der Schule

dienen.» InderStellungnahmedes
FSS wird auch auf den Gesund-
heitsschutz hingewiesen, der ge-
mässPersonalgesetz gewährtwer-
den müsse. Stichwort: Burn-out.

Noch lautstärkerübt derVPOD
Kritik. Es sei eine «absurde Idee»,
die Fehlplanungen durch die
Lehrerinnen und Lehrer aus-
baden zu lassen, schreibt derVer-
band in seiner Stellungnahme.Er
schreibt seinen Mitgliedern:
«Auch 120-Prozent-Pensen wä-
ren somöglich.Dies bei gleichem
Lohn.Da es keine klarenVoraus-
setzungen gibt, die vorsehen,
wann eine solche Anpassung
eures Beschäftigungsgrades zu-
lässig ist,würdet ihr oftmalswill-
kürlichenEntscheiden derSchul-
leitung ausgeliefert sein.»

Wohl eher weniger
alsmehr Arbeit
Dieses Schreckensszenario dürf-
te indes die absolute Ausnahme
sein.Denn imBrief des ED, der in
Zusammenhang mit der neuen
Verordnung andie Lehrergewerk-
schaft geschickt wurde, heisst es
ausdrücklich: «DieDepartemente
wurden beauftragt, zwischenzeit-
lich Massnahmen zum Abbau
der bestehenden Lektionen- und
Ferienguthaben zu prüfen und
umzusetzen.» Will heissen: Es
geht demEDeherdarum,dass die
Schulleitungen den Lehrerinnen
und Lehrern die Pensen reduzie-
ren.EineMassnahme,vorder sich
die Angestellten weniger fürch-
ten dürften, zumal deren Lohn
gleich bleibt. Das ED hält sich
dazu aber bedeckt: «Wir geben
momentan keine Stellungnahme
ab, sondern nehmen nun erst
einmal die Rückmeldungen aus
der Konsultation entgegen und
analysieren dann», sagt Sprecher
Simon Thiriet auf Anfrage.

Klar ist: Längerfristigwirdman
dasProblemmitderLehrerknapp-
heit anderweitig bekämpfenmüs-
sen.Vorschläge zurVerbesserung
derArbeitssituation an den Schu-
len gibt es reichlich – angefangen
vonhöheren Löhnen,derWieder-
einführung von Kleinklassen bis
hin zumAbbau von Bürokratie.

Leif Simonsen

Lehrer sollen dazu
verpflichtet werden,
mehr zu arbeiten
Ärger im Lehrerzimmer Basel-Stadt schuldet
den Lehrerinnen und Lehrern 54 Millionen
Franken – wegen der Überstunden.

Basel Der Regierungsrat hat die
Verordnung überdie Beurteilung
unddie Schullaufbahnentscheide
derSchülerinnen und Schülerder
Volksschuleundderweiterführen-
den Schulen vom 11. September
2012 geändert. In denSchuljahren
2022/23 und 2023/24 können die
SchülerinnenundSchülerderers-
ten Klasse der Sekundarschule in
ihremLeistungszug bleiben, auch
wenn sie in einen Leistungszug
mit tieferenAnforderungenwech-
seln müssten. Für die Schülerin-
nen und Schüler, die imSchuljahr
2022/23 provisorisch in die ers-
tenKlassen des Gymnasiumsund
derFMSübergetreten sind,gelten
für die Beförderung die Bestim-
mungen fürdefinitivübergetrete-
neSchülerinnenundSchüler. (red)

Schüler dürfen
Corona-Lernlücken
kompensieren

So funktioniert ZEV

Den nicht direkt durch die Mieter-
schaft in der Liegenschaft genutz-
ten Strom speist der Eigentümer
beim lokalen Netzbetreiber ein.
Hierfür erhält er eine Vergütung,
die je nach Netzbetreiber unter-
schiedlich hoch ist. In Basel-Stadt
gibt die kantonale Energiever
ordnung aktuell eine Vergütung
von 14 Rappen/kWh vor. Speziell
daran sei, sagt IWB-Sprecher
Reto Müller, dass die Vergütung
für zwölf Jahre in dieser Höhe
garantiert werde. «Sie bietet
somit eine grosse Investitions
sicherheit», sagt er. Dies auch
gegenüber Modellen, die sich am
Marktpreis orientierten und damit
auch dessen Schwankungen
ausgesetzt seien. (kt)

Mosers persönliche Rechnung

Gemäss eigenen Angaben bezahl-
te Robert Moser für seine eigene
Wohnung an der Frobenstrasse in
Basel im letzten Jahr für 3000
Kilowattstunden 1017 Franken.
Hoch- und Niedertarif machten je
die Hälfte der benötigten Menge
aus. Bei einem Zusammenschluss
mit Eigenverbrauch (ZEV) geht er
von Kosten von 934 Franken aus.
Dadurch würden alle profitieren,
sagt er. Die Anlage könne langsam
amortisiert werden. «Wenn nun die
IWB noch 96 Franken für wieder-
kehrende Leistungen verlangen
würden, bliebe der Preisvorteil
mehr oder weniger auf der Stre-
cke.» Gemäss Moser gibt es auch
andere Anbieter mit anderen
Abrechnungsmöglichkeiten auf
demMarkt. Diese bestehenden
Mietern schmackhaft zu machen,
sei jedoch sehr kompliziert. (kt)
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